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Petra Pau
Zum Geleit: Ausgerechnet und obendrein

Im ZDF präsentierte Thomas Gottschalk am Gründonnerstag des Jahres 2005, 
also kurz vor Ostern, zur besten Sendezeit einen »großen Bibel-Test«, Ein-
schaltquote riesig. Verschiedene Gruppen wetteiferten mit- und gegeneinan-
der: Priester-Schüler, Journalisten, TV-Stars und Politiker. Im »Spiegel« wurde 
die Sendung hernach komplett verrissen. Einer der wenigen Höhepunkte sei 
aufgeflammt, hieß es da, als der »berufssteife Jürgen Rüttgers (CDU) seiner 
linksgerichteten Kollegin Petra Pau das Recht auf christliche Gesinnung ab-
sprach«. Ich hatte ihm übrigens geantwortet: Jesus wäre heute auf den Mon-
tagsdemonstrationen gegen »Hartz IV«. Zugegeben, mehr Politik hatte die 
Gottschalk-Show wirklich nicht zu bieten. Und doch endete der Bibel-Test mit 
einer unglaublichen Überraschung für die meisten. Ich gewann nämlich, aus-
gerechnet eine Linke, obendrein aus dem gottlosen Osten.

Aber während dieses Ergebnis andere überraschte – übrigens auch Linke –, 
war es für mich – aufgewachsen als Protestantin in der DDR – Folge und Teil 
meines Weges als Tochter einer gläubigen Mutter und eines atheistischen Va-
ters. Ich besuchte den evangelischen Kindergarten, in der Schulzeit die Chris-
tenlehre und anschließend den Konfirmandenunterricht. Ich wurde Pionier-
leiterin und Lehrerin. Heute weiß ich, ich hatte Glück. Andere Christen in der 
DDR konnten bestimmte Bildungswege nicht einschlagen, wurden überwacht 
oder landeten gar im Gefängnis. Natürlich muss ich mich – wie andere, die 
in einem Beruf gearbeitet haben, in dem man Einfluss hatte auf die Biogra-
fien von Menschen ‒ selbst, also nach der eigenen Verantwortung befragen.

Nach der Wende standen mir – zunächst als Abgeordnete der PDS im Ber-
liner Abgeordnetenhaus – Kirchen als Gesprächs- und Verhandlungspartner 
und als Partner auf einzelnen Politikfeldern gegenüber – auch als Träger von 
Jugend- und Sozialeinrichtungen. Vieles war mir neu – auch das hier erfahrene 
Verhältnis von Staat und Kirchen, das für mich Anfang der 1990er Jahre an-
gesichts der Nähe beider an manchen Stellen doch Fragen aufwarf. Bis heue 
ist dieses Verhältnis für mich ein Spannungsfeld. Ich habe höchsten Respekt 
vor dem, was Diakonie, Caritas und andere kirchliche Einrichtungen tun. Ich 
freue mich, wenn Menschen sich uneigennützig einsetzen. Dennoch bin ich 
wie meine Partei gegen Sonderrechte für Kirchen, etwa im Arbeitsrecht. Ich 
stehe für eine Ablösung der Staatsleistungen an die Kirchen. Ich bin aber nicht 
für einen Abbruch der Beziehungen zwischen Staat und Kirche wie zum Teil an-
dere Linke. Ich stehe kritisch zur Militärseelsorge und ich wünsche mir einen 
flächendeckenden und verpflichtenden Ethik- statt freiwilligen Bekenntnisun-
terricht. Dennoch meine ich, dass jede Schülerin, jeder Schüler etwas über die 
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Bibel, aber auch über den Koran und andere Weltreligionen wissen sollte, de-
ren kulturstiftende Kraft immer wieder neu erschlossen werden muss – gerade 
in einer offenen pluralen Gesellschaft, die heute von rechts infrage gestellt 
wird. Vor allem eine Linke, die eine solche Gesellschaft solidarisch entwickeln 
will, sollte sich das emanzipative Erbe und Potenzial von Religionen gleicher-
maßen erschließen, wie sie sich kritisch mit ihren Positionen auseinanderset-
zen sollte, die einer solidarischen Gesellschaft entgegenstehen. 

»Einer trage des anderen Last« – einer der letzten DEFA-Filme, der Millio-
nen DDR-Bürger in die Kinos brachte – zeigte am Beispiel eines marxistischen 
Polizisten und eines Vikars in der Tradition des religiösen Sozialisten Emil Fuchs 
– beide an Tuberkulose erkrankt – den schwierigen Weg zu einem Dialog von 
Christen und Kommunisten, der in der Zeit des Aufbruchs der 1950er Jahre an-
gesichts Zerstörung, Krankheit und Tod gegangen wurde. Doch die Fragen, die 
dieser Film aufwirft, reichen über diese Zeit hinaus: Was braucht der Mensch, 
um selbstbestimmt, in Frieden und solidarisch miteinander leben zu können? 
Wie behalten wir in Momenten grundlegender gesellschaftlicher Umbrüche 
immer auch den Einzelnen im Blick? Auch zu dieser Frage bleibt der Film aktuell. 

Das hier vorgelegte Buch »Die Linke und die Religion« stellt sich diesen Fra-
gen zur Geschichte der Linken und ihrem Verhältnis zur Religion, ihrem schwie-
rigen Erbe, über heute offene Fragen und Debatten sowie Konflikten inner-
halb der Linken.

Dieses Buch wird gebraucht – zur Selbstaufklärung von Linken und als Ein-
ladung zum Gespräch oder zur Auseinandersetzung und vor allem auch zum 
Dialog zwischen Menschen unterschiedlichen Glaubens oder unterschiedli-
cher Weltanschauung.
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Religion in West und Ost: »Getrennte Gesellschaften«

Im Verhältnis zur Religion sind West- und Ostdeutschland auch 30 Jahre nach 
der Wiedervereinigung »getrennte Gesellschaften« (Müller/Pollack/Pickel 
2013: 143). 1989 waren die Verhältnisse nahezu umgekehrt proportional: In 
Westdeutschland gaben 89%, in Ostdeutschland 35% an, einer Konfession an-
zugehören. Für Ostdeutschland werden für die niedrigen Werte meist und nicht 
zuletzt die Verfolgung, Unterdrückung und Ausgrenzung der Christen und Kir-
chen verantwortlich gemacht und wurde für die Zeit danach regelmäßig eine 
Renaissance erwartet. Diese Erwartung erfüllte sich nicht, vielmehr fiel der 
Anteil der konfessionellen Menschen bis 2008 auf 26% und im Westen auf 
83%, womit sich die Kluft nicht verringerte, sondern vergrößerte (ebd.: 134).

Im Vergleich mit den anderen osteuropäischen Ländern ist diese Entwick-
lung erklärungsbedürftig. Die Kirchen in Polen, Kroatien, Bulgarien, Rumänien 
erhielten seit 1989 ihren Mitgliederbestand oder erweiterten ihn. Leicht rück-
läufig waren die Mitgliederzahlen in Ungarn, Slowenien, der Slowakei und Li-
tauen (Pollack/Gergely 2015: 274), aber überall sind sie höher als in Ostdeutsch-
land. Der Verweis auf die politische Repression reicht also nicht, zumal die 
Unterdrückung der Kirchen in der DDR »längst nicht so hart war, wie in den 
anderen Ländern des Ostblocks« und auch, weil es die höchsten Austrittszah-
len aus den Kirchen zu Zeiten der höchsten politischen Repression in der DDR 
gab (ebd.). Und selbst wo die Repression totalitär war, wie etwa in der Sow-
jetunion, fielen die Menschen nicht nach ein paar 5-Jahr-Plänen vom Glauben 
ab oder wurden dazu genötigt. Ähnlich die Situation in der DDR: Bis Mitte der 
1970er Jahre verstand sich die Mehrheit der Bevölkerung als christlich (Rahlf 
2015: 32, 174). Die Tradierung der Konfession nimmt im Westen ab, ist aber 
noch hoch. Im Osten dagegen dringt die nichtkonfessionelle Mehrheitskultur 
in die konfessionelle ein. Beide Mehrheitskulturen sind lebensweltlich stark 
verankert und drängen über ihren eigenen Bereich hinaus in die Minderheits-
kulturen ein, was auch die Vergrößerung der Kluft zwischen West und Ost in 
den letzten Jahrzehnten erklärt.
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Debatten in der Linken über Religion

Seit den frühen europäischen Emanzipations- und Arbeiterbewegungen im 
18. Jahrhundert gab es zwei typische Verhältnisformen zwischen Linken und 
der Religion: Ein Teil kam zur Arbeiterbewegung, weil er seine christlich ge-
prägten sozialen, ökonomischen, teils politischen Vorstellungen verwirklichen 
wollte.1 Ein anderer Teil kam zur Arbeiterbewegung, weil er sich von der Kir-
che als Autorität und Machtfaktor lösen wollte. Parteimitglieder wechselten 
die Organisation und deren Kultur und traten aus der Kirche aus, Pfarrer tra-
ten ein. Den Weg dafür ebnete das Gothaer Programm der SAP/SPD 1875 mit 
seiner Positionierung, dass Religion Privat- und nicht Staatssache, also ein Frei-
heitsrecht sei: »Wir [fassen] die Religion strictissime als Privatangelegenheit 
auf, wir [haben] jeden Eingriff in die Gewissensfreiheit, jeden das religiöse 
Gefühl verletzenden Angriff auf die Kirche bei hundert Gelegenheiten verur-
teilt und wiederholt nachgewiesen, dass die Religion überhaupt nicht weg-
dekretiert werden kann.« (Vorwärts 1878) Erst später wurde die Formel von 
der Religion als Privatsache laizistisch gedeutet.2 Und mit einer marxistischen 
Begründung heißt es: »Die Sozialdemokratie erklärt die Religion für Privatsa-
che, und das mit Recht. […] Die Zugehörigkeit zur Sozialdemokratie wird durch 
die Annahme eines bestimmten ökonomischen und politischen Programms, 
nicht durch Annahme einer gewissen Religion oder Philosophie bestimmt.« 
(Der Sozialdemokrat 1884).3

Beide typischen Verhältnisse zur Religion rieben sich später in SPD, KPD, 
SED – und bis heute in der LINKEN.4 An dieser Diskurslage mit den zwei typi-
schen Verhältnisformen zwischen Linken und der Religion hat sich besonders 
im Westen bis heute nichts geändert, wenngleich die Schärfe der Auseinan-
dersetzungen einem politischen Verständnis weicht, etwa wenn gemeinsame 
politische Erfahrungen gemacht werden – so etwa beim Kampf für ein Verbot 
von Rüstungsexporten, für globale Gerechtigkeit, dem Engagement für Asyl-
bewerber und Flüchtlinge, gegen Formen gruppenbezogener Menschenfeind-
lichkeit, gegen Kinderarmut und immer mit der Option für die Armen.

In der DDR war die gesamte Gesellschaft ideologisch okkupiert und jedes 
religiöse Handeln politisch eine abweichende Aktion mit latent systemspren-
gendem Charakter. In der Zeit vor und nach dem Umbruch 1989 war die Kir-
che dazu Schutzmacht der Opposition, ein Labor für neue politische Bewe-
gungen zu Umwelt, Frieden, Menschenrechten und danach Moderatorin des 

1 Siehe den Beitrag von Helge Meves, S. 52.
2 Siehe den Beitrag von Helmut Lechner, S. 74.
3 Siehe den Beitrag von Wolfgang Fritz Haug, S. 31.
4 Siehe den Beitrag von Ulrich Peter, S. 82.
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Konflikts zwischen Staatsmacht und Bevölkerung. Viele strömten in dieser 
Zeit mit politischen Anliegen in die Kirchen und das Ansehen der Kirche stieg 
im Umbruch – aber »die christliche Lebenswelt blieb ihnen fremd« (Großböl-
ting 2013: 238), bis sich der Platz der Kirche auf der Grundlage neuer religi-
onsverfassungsrechtlicher Regelungen änderte. In den Blick kam so nach der 
Vermischung politischer und kirchlicher Funktionen in der Umbruchszeit, dass 
es auch im Osten einen Abstand braucht. Damit stand die Frage, wie die Tren-
nung zwischen Kirche und Staat und die Kooperation bei sich überschneiden-
den Aufgaben gestaltet werden soll.

Vom »Kirchenkampf« zu neuen religionspolitischen Positionen

In den Beiträgen dieses Buches wird die Perspektive auf die gesellschaftli-
che Linke und auch auf die Partei DIE LINKE bzw. von der Partei DIE LINKE um 
deren Debatten aufgenommen.5 Für die religionspolitischen Debatten und 
Positionen der SPD und der Grünen sei explizit auf die vorliegenden Veröf-
fentlichungen verwiesen (Thierse 2000; 2013; Griese/Schrapers 2011; NGFH 
2011; Nickels 1998; Aechtner 2010; Kretschmann/Wodtke-Werner 2014). Den-
noch können die religionspolitischen Debatten in der LINKEN kaum getrennt 
von den gesellschaftlichen Debatten und den in anderen Parteien betrach-
tet werden, weshalb diese zunächst kurz skizziert werden sollen. Mit der For-
derung einer stärkeren Trennung von Staat und Kirche, haben sich seit 2010 
in der SPD, der Piratenpartei, den Grünen und zuletzt auch bei der LINKEN 
säkulare bzw. laizistische Arbeitskreise gebildet (Schenker 2014). Zwar posi-
tionieren sich alle Arbeitskreise in der Programmatik der jeweiligen Partei, 
aber im politischen Forderungsteil und zuweilen auch mit einem antireligiö-
sen Charakter stehen bzw. stellen sie sich in die Tradition des Beschlusses der 
Bundesdelegiertenkonferenz der Jungdemokraten 1973 »Liberalismus und 
Christentum« (wieder abgedruckt in: Matthäus-Maier 2013). Die vielfältigen 
Anschlussmöglichkeiten an diesen Beschluss können allein dadurch erhellt 
werden, dass sich die Religionsanalyse und -kritik im vorausgegangenen An-
trag 1972 dem historischen Materialismus verpflichtet sah, im geänderten Be-
schluss 1973 dem kritischen Rationalismus – bei einem weitgehend gleichen 
Forderungskatalog (Esch 2011: 557-583 mit allen Beschlüssen von Jungdemo-
kraten und FDP 1972-1974).

In der LINKEN wurde diese Debatte 2011 um das Grundsatzprogramm und 
dann besonders intensiv mit mehreren Anträgen und Beschlüssen im Jahr 2016 
geführt (Prinz 2016; Segbers 2016). 2011 entzündete sich die Debatte um den 

5 Siehe den Beitrag von Christine Buchholz, S. 227.
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Laizismusbegriff. Nach mehreren Änderungen ging schließlich eine Definition 
»Laizismus bedeutet für uns die notwendige institutionelle Trennung von Staat 
und Kirche« (Erfurter Programm 2011: 56) ins Grundsatzprogramm ein, wo-
mit allerdings nicht entschieden wurde, ob die LINKE nun laizistisch sein solle 
oder nicht. 2016 begründet der sächsische Landesverband der LINKEN seine 
Forderung nach einer stärkeren Trennung damit, dass »die Konfessionslosen 
inzwischen die größte ›Konfession‹ bilden«, was zwar für den Osten, nicht 
aber für den Westen gilt und nicht zuletzt nahelegt, dass bei Fragen der Re-
ligionsfreiheit die Mehrheit der Minderheit diktiert, wie sie zu verstehen sei. 
Die Vorstellungen vom Abstand zwischen Kirche und Staat orientieren sich 
generell am französischen Laizismus, nicht aber an den hiesigen verfassungs-
rechtlichen Grundlagen.6 Das wird deutlich in Forderungen im Landtagswahl-
programm der LINKEN Nordrhein-Westfalen 2016 nach einer »institutionel-
len Trennung von Staat und Glaubensgemeinschaften«.

Diese Vorstöße und Debatten führten allerdings nicht dazu, dass laizisti-
sche Positionen Gemeingut in der Mitgliedschaft der LINKEN wurden. Zunächst 
schränkt die konzeptionelle Selbstbezeichnung als »Laizisten« die Wirkmäch-
tigkeit ein – Arbeitskreise bei Grünen und zuletzt der SPD wählten den offe-
neren Namen »Säkulare«. Weiter nimmt auch im Westen zunehmend eine In-
differenz gegenüber Religion und Kirchen zu: Es interessiert nicht und es wird 
sich selten damit beschäftigt (Pickel 2016: 196). Die laizistischen Positionen 
wurden schließlich nicht im Rahmen gesellschaftlicher Auseinandersetzungen 
akzentuiert und blieben daher ein Randthema.

Um die Debatten über Säkularisierung und den Laizismus produktiv auf-
zulösen und genuin linke Positionen zur Religionspolitik zu entwickeln, setzte 
der Parteivorstand der LINKEN 2016 die »Kommission Religionsgemeinschaf-
ten, Weltanschauungsgemeinschaften, Staat und Gesellschaft« ein mit dem 
Auftrag, »Entscheidungsgrundlagen für Positionen der Partei zum Verhält-
nis von Staat und Religions- sowie Weltanschauungsgemeinschaften und der 
Rolle von Religion und Weltanschauung in der Gesellschaft zu formulieren«. 
Der Kommission gehören »Mitglieder der Partei an, die verschiedenen religiö-
sen und weltanschaulichen, z.B. christlichen, jüdischen, muslimischen, huma-
nistischen, laizistischen, atheistischen sowie säkularen Traditionen verbunden 
sind.« (Kommission Religionsgemeinschaften: 2016). 2018 veranstaltete die 
parteinahe Rosa-Luxemburg-Stiftung ihre ersten beiden religionspolitischen 
Kolloquien (Brose 2018). Erste Themen der Kommission und der Kolloquien 
waren die Religionsfreiheit als Menschenrecht, Neutralität in religions- und 
weltanschauungspluralen Gesellschaften, Staatsleistungen und Islamfeindlich-
keit. In das Bundestagswahlprogramm 2017 wurde erstmals ein systematisch 

6 Siehe den Beitrag von Kolja Lindner, S. 167.
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durchgearbeiteter und umfangreicher Teil zur Religionspolitik aufgenommen 
(Bundestagswahlprogramm 2017: 124f.).

Christlicher Glaube und antikapitalistische 
sowie sozialistische Theorien

Von dem religiösen Sozialisten und Widerstandskämpfer gegen das NS-Regime 
Adolf Grimme (1889-1963) stammt der programmatische Satz: »Als Sozialist 
kann man ein Christ sein, als Christ muss man ein Sozialist sein.« (Grimme 1975: 
146) Dieses Zitat wirkt merkwürdig und wie aus der Zeit gefallen. Als Grimme 
es 1946 formulierte, redete er einem hoffnungsvollen Neuanfang das Wort 
und irritierte – übrigens damals nicht weniger als heute. Für Grimme lässt die 
Bibel Christinnen und Christen keine Wahl hinsichtlich eines Ziels, das er mit 
Sozialismus benennt. Was immer im Detail damit gemeint sein mag, so geht 
es doch immer um die grundlegende Überzeugung, dass nicht die Profitin-
teressen weniger die gesellschaftliche Entwicklung bestimmen dürfen. Das 
mit dem besudelten und beschädigten Wort »Sozialismus« Gemeinte ist un-
aufgebbar, denn es war und ist immer noch eine Chiffre für eine solidarische 
und gerechte Gesellschaft. Antikapitalismus erscheint dann nicht nur als eine 
mögliche ethisch-moralische Option als gegenüber den Zerstörungen und Un-
gerechtigkeiten in der Welt, sondern als ethische Pflicht. Insofern mutet der 
programmatische Satz Grimmes nur auf den ersten Blick anachronistisch an. 
Was er meint, ist auch heute auf der Höhe der Zeit, denn er durchbricht ein 
Sprachtabu, das gesellschaftliche Alternativen unaussprechbar und undenk-
bar machen will. 

Kirche und die sozialistische Arbeiterbewegung blicken auf eine Zeit zurück, 
in der sie sich ideologisch bekämpft haben, statt gemeinsam die Ursachen der 
Katastrophen, die gemeinsam registrierten Notlagen und die Krisen des Kapi-
talismus zu bekämpfen. Der frühen Arbeiterbewegung war die biblisch-christ-
liche Sprache noch geläufig. Über den Schneidergesellen Wilhelm Weitling, 
der noch unbefangen sagte »So war auch Jesus ein Kommunist« (zitiert in: 
Reitz 1983: 55), urteilte Ernst Bloch, er habe »in ein gelobtes Land geblickt, 
als Marx und Engels gerade begonnen hatten, die wirklichen Zugänge dahin 
zu entdecken und zu eröffnen« (Bloch 1969: 129). Zuerst war der ethisch be-
gründete Sozialismus der frühen Handwerker- und Arbeitervereine, der Athe-
ismus kam später und von außen aus philosophisch-akademischen Debatten 
durch linke Schüler Hegels wie Bruno Bauer, Ludwig Feuerbach und auch Marx 
in die deutschsprachige Arbeiterbewegung.7 Im Kommunistischen Manifest 

7 Siehe den Beitrag von Wolfgang Fritz Haug, S. 31.
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unternahmen Marx und Engels dann den »erfolgreichen Versuch, diese reli-
giösen Spuren zu verwischen« (Jones 2012: 18). Mochte es auch in der Ana-
lyse des Kapitalismus oder in einzelnen pragmatischen sozialen Forderungen 
Übereinstimmungen geben, blieb das Verhältnis zwischen Kirche und Arbeiter-
bewegung dennoch bis zum Ende des Ersten Weltkriegs geblockt, ideologisch 
abgesteckt und versperrt mit weltanschaulichen Grabenkriegen beiderseitig.

Erst in der Weimarer Zeit bildete sich der Bund der Religiösen Sozialisten 
auf evangelischer Seite und eine Gruppierung katholischer Sozialisten. Auf 
diese traf 1929 das Anathema des Papstes Pius XI. von der »Irrlehre des reli-
giösen Sozialismus« (Verbandszentrale … 1930: 10). Und die päpstliche Enzy-
klika Quadragesimo Anno zurrte 1931 in einem unüberbrückbaren Unverein-
barkeitsbeschluss fest: »Es ist unmöglich guter Katholik und wirklicher Sozialist 
zu sein.« (QA 120) Der Versuch, christliche Existenz und sozialistische Praxis 
zusammenzubringen, ist nur von einzelnen Christen und Gruppierungen ge-
tragen worden. Trotz glänzender theoretischer Beiträge vermochten sie bis 
1933 jedoch nicht, die Gegnerschaft des Milieuchristentums und der bürger-
lichen Kirchen insgesamt zum Sozialismus aufbrechen. 

Erste Aufbrüche nach der Katastrophe des NS-Regimes wie jene, für die der 
anfangs zitierte Grimme und vergleichbare in der DDR stehen, gerieten schon 
bald in den Ost-West-Konflikt. Fast zeitgleich mit Grimme hatte der Bruderrat 
im Darmstädter Wort 1947 in seiner Fünften These bekannt: »Wir sind in die 
Irre gegangen, als wir übersahen, dass der ökonomische Materialismus der 
marxistischen Lehre die Kirche an den Auftrag und die Verheißung der Ge-
meinde für das Leben und Zusammenleben der Menschen im Diesseits hätte 
gemahnen müssen. Wir haben es unterlassen, die Sache der Armen und Ent-
rechteten gemäß dem Evangelium von Gottes kommendem Reich zur Sache 
der Christenheit zu machen.« Die Kirche wird darin gemahnt, endlich »die Sa-
che der Armen und Entrechteten« als ihre eigene Sache zu begreifen. Für die 
Kirchen – zumal in der DDR – war das Darmstädter Wort ein wichtiger Impuls, 
die soziale Lage zu ihrer eigenen zu machen und die konsequente Trennung 
von Staat und Kirche als Chance zu begreifen, die Konstantinische Wende zu 
beenden. Das befreite die evangelische Kirche – wenigstens partiell – zu einer 
kritischen und zugleich solidarischen Zeitgenossenschaft mit der real existie-
renden DDR bis zum Konzept einer »Kirche im Sozialismus« – als Kirche in der 
Gesellschaft, nicht neben ihr und nicht gegen sie, wie es die Konferenz der Kir-
chenleitungen 1971 in Eisenach formulierte.8

Das Gros der Kirchen gerade im Westen verblieb in der Zeit des Ost-West-Kon-
fliktes in einer ungebrochen antisozialistischen Einstellung. Zu einem wirkli-
chen Durchbruch kam es erst mit den Aufbrüchen von 1968. Die lateiname-

8 Siehe den Beitrag von Cornelia Hildebrandt und Ilsegret Fink, S. 93.
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rikanische Befreiungstheologie inspirierte zur Gründung der »Christen für 
den Sozialismus«, und das nahezu völlig in Vergessenheit geratene Erbe des 
1926 gegründeten evangelischen Bundes der Religiösen Sozialisten wurde wie-
derentdeckt. Während der Ost-West-Konflikt jede Annäherung von Christen-
tum und Sozialismus abblockte, gab es in den Kirchen des Südens und ihren 
Theologien Stimmen, die für ihre utopische Sehnsucht nach einer Verände-
rung der Gesellschaft im Sozialismus und Marxismus analytische Instrumen-
tarien fanden.

Gegenwärtig wird ein neues Kapitel des Verhältnisses von christlichem Glau-
ben und antikapitalistischen oder sozialistischen Theorien aufgeschlagen, die 
bürgerliche Kirchen wie auch säkulare Linke in höchstem Maße irritieren. Ver-
wundert vernimmt man die radikalen Worte des Papstes Franziskus in seinem 
Apostolischen Schreiben Evangelii Gaudium von 2013. Darin schleudert er der 
gegenwärtig herrschenden Wirtschaft ein vierfaches Nein entgegen: Nein zu 
einer Wirtschaft der Ausschließung, Nein zur neuen Vergötterung des Geldes, 
Nein zu einem Geld, das regiert, statt zu dienen, Nein zur sozialen Ungleich-
heit, die Gewalt hervorbringt. Zu einer solchen Wirtschaft sagt der Papst: 
»Diese Wirtschaft tötet.« In Anleihe an Marx geißelt er den Kapitalismus als 
»Fetischismus des Geldes« (Segbers/Wiesgickl 2015: 238). Die zeitgleich ge-
fassten Beschlüsse der Zehnten Vollversammlung des Ökumenischen Rates 
der Kirchen, auf die sich fast 350 Kirchen aus der ganzen Welt in Busan (Süd-
korea) geeinigt hatten, stimmen weithin mit den Aussagen des Papstes über-
ein. Erstmals gibt es eine große Ökumene der Kirchen von Genf bis Rom in 
Analyse und theologischer Positionsbestimmung angesichts der destruktiven 
Folgen eines entfesselten Kapitalismus.

1989 war in nur wenigen Wochen der real existierende Sozialismus implo-
diert. Doch die Siegesgewissheit, die sich ausbreitete, hielt nicht lange, denn 
spätestens mit der Weltwirtschaftskrise 2008 kam erneut eine Debatte über 
die Krise des Kapitalismus auf. Unerwartet war, dass gerade ein Papst die Sys-
temfrage stellen würde. Papst Franziskus tat es im Herbst 2015, als die Opfer 
des globalen Elends von Hunger, Armut und Krieg an Europas Türen klopften. 
Er nannte das Flüchtlingsphänomen nur die Spitze eines Eisbergs. »Aber an 
der Wurzel gibt es eine Ursache: ein böses, ungerechtes sozio-ökonomisches 
System. … Das herrschende Wirtschaftssystem hat Geld und nicht die Person 
in den Mittelpunkt gestellt.« (Franziskus 2015) Weltgesellschaftlich ist die Sie-
gesgewissheit nach 1989 eher provinziell. Denn die elenden Verhältnisse des 
Globalen Südens, die auch im Globalen Norden aufscheinen, sind ja nicht ver-
schwunden, nur weil im Globalen Norden eine Idee missbraucht und geschän-
det wurde und diktatorische Regime zusammenbrachen.
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Säkularisierung und der säkulare Staat

Der Beitrag der Religionsgemeinschaften geht darüber hinaus, nur 
eine bloß private Motivation zu leisten.9 Jürgen Habermas gesteht den 
Religionsgemeinschaften zu, »auch in weitgehend säkularisierten Gesellschaf-
ten relevante Beiträge zur politischen Meinungs- und Willensbildung« (Haber-
mas 2008: 43) zu formulieren. Eine polyphone Stimmenvielfalt in einer mul-
tikulturellen, multireligiösen und säkularen Gesellschaft setzt voraus, »dass 
die säkularen Bürger in Zivilgesellschaften und politischer Öffentlichkeit ihren 
religiösen Mitbürgern als religiösen Bürgern auf gleicher Augenhöhe begeg-
nen sollen« (ebd.: 46). Dabei weiß Habermas um die Zumutung, die das für 
säkulares Denken bedeuten kann, wenn religiöse Überzeugungen nicht mehr 
nur den »Charakter des wissenschaftlichen Nichtdiskutablen« (ebd.: 44) ha-
ben. Religionsgemeinschaften können ihr Potenzial einer ihnen eigenen Ver-
nunft nur dann in den Raum der Öffentlichkeit einbringen, wenn sie sich in-
nerhalb einer Rechts- und Verfassungsordnung bewegen, die klar Staat und 
Religionen trennt.

Der laizistischen Grundüberzeugung »Religion als Privatsache« liegt der 
Verdacht zugrunde, dass Religionen ein Konfliktpotenzial darstellen, das nur 
dann zivilisiert werden könne, wenn Religion zur Privatsache gemacht werde. 
Dieser Verdacht ist aber bereits ein »säkulares Konstrukt« (Casanova 2015: 
22): Das 20. Jahrhundert zählt zu den gewalttätigsten, blutigsten und genozi-
dalsten Epochen der Menschheitsgeschichte. Doch von keinem der Massaker 
und Kriege dieses Jahrhunderts kann man sagen, dass religiöser Fanatismus 
oder religiöse Intoleranz die Ursache gewesen wären. »All diese schreckli-
chen Konflikte waren vielmehr das Produkt moderner, säkularer Ideologien.« 
(Ebd.: 23) Casanova spricht von einer Angst, die Europa vor der Religion habe. 
Lieber schreibe es die Konfliktursache scheinbar unaufgeklärten, fundamen-
talistischen Religionen zu, welche der moderne, säkulare und aufgeklärte Eu-
ropäer hinter sich gelassen habe. Länder wie Frankreich oder die Türkei, in 
denen der Laizismus zum Programm geworden ist, zeigen zudem, dass die lai-
zistische Absicht, Religionskonflikte durch die Privatisierung der Religion zu ver-
meiden, paradoxerweise einen öffentlichen Konflikt um die Religion erzeugt.

Die Formel »Religion als Privatsache« ist verfassungsrechtlich unaufgeb-
bar. Nur wenn der Staat neutral gegenüber den privaten Glaubens- und Wer-
tesystemen aller ist, verteidigt er ihre Autonomie, Freiheit und Gleichheit. Die 
Trennung des Staates von den Religionen legt dem »Staat als Heimstatt aller 
Staatsbürger ohne Ansehen der Person weltanschaulich-religiöse Neutralität 
auf« (BVerfGE 19, 206 [216]). Für den Staatsrechtler Horst Dreier stellen des-

9 Siehe den Beitrag von Hermann-Josef Große Kracht, S. 161.
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halb auch die punktuellen Ausnahmen vom prinzipiellen Neutralitätsgebot kei-
nen Widerspruch zu Verfassung dar, sondern sind ein von der Verfassung ge-
wolltes »legitimes Sonderrecht« (Dreier 2018: 213), allerdings wenn es kein 
Sonderrecht für die Großkirchen allein ist. Die Trennung von Staat und Reli-
gion und die Neutralität des Staates gegenüber den Religionen und säkularen 
Überzeugungen dient dann nicht dem Ziel, Religion aus der gesellschaftlichen 
Öffentlichkeit herauszudrängen, sondern stellt einen Verfahrensmodus dar, 
der dem Ziel dient, die gleiche Achtung aller und die Gewissensfreiheit für alle 
zu gewährleisten. (Taylor/Maclure 2011: 30)

Ein Geschichtsbild hat sich nach Taylor verallgemeinert, »in dem man die 
Unvernunft der Religiosität ›überwunden‹ hat« (Taylor 2009: 458).10 Die Sä-
kularisierungsthese fungiert vielfach als Begründung dieses Fortschrittsden-
kens. Doch was begrifflich so eindeutig zu sein schien, ist faktisch höchst un-
eindeutig. Was nämlich mit Säkularisierung ausgedrückt wird, sind zumindest 
drei höchst unterschiedliche Prozesse, die keineswegs immer miteinander ver-
bunden sind. Säkularisierung bezeichnet zunächst die Überführung von Kir-
chengut in weltliche Hände. Im 19. Jahrhundert wird unter Säkularisierung 
dann die Zurückdrängung des öffentlichen Einflusses gerade der katholischen 
Kirche gefasst. Als Teil der Staatsideologie sozialistischer Regime wurde die-
ses Anliegen der Säkularisierung weitergeführt, um die Religionen aus dem 
öffentlichen Leben zu verdrängen. Schließlich wird mit Säkularisierung ein un-
aufhaltsamer geschichtlicher Prozess verstanden, bei dem Säkularisierung und 
Bedeutungsverlust der Religionen in der Moderne notwendigerweise mitein-
ander verknüpfte Prozesse sind. Diese Annahme der »Säkularisierungsthese« 
hat sich empirisch als falsch erwiesen. Es gibt keinen quasi automatischen Zu-
sammenhang von Modernisierung und Säkularisierung. Die herkömmliche 
Säkularisierungsthese ist zutiefst eurozentrisch, wie schon ein Blick auf die 
Gesellschaft der USA als Gegenbeispiel zeigt, deren Modernität niemand be-
zweifeln würde. Im globalen Horizont stellt die USA jedoch keineswegs einen 
Sonderfall dar, der die Säkularisierungsthese bezweifeln ließe; vielmehr sind 
die säkularisierten Länder Europas der Sonderfall. »Das Selbstgefühl, mit dem 
Unglauben an der Spitze des Fortschritts zu stehen, ist ebenso perdu wie um-
gekehrt die pharisäische Selbstgewissheit, durch den Glauben schon ein mo-
ralisch besserer Mensch zu sein.« (Joas 2011: 7)

Angemessener als von einer zwangsläufigen Säkularisierung im Sinne eines 
Bedeutungsverlustes und der Marginalisierung von Religion in der Moderne 
zu sprechen, ist es, von einer multiplen Moderne zu sprechen (Gabriel 2015: 
226ff.). Im Unterschied zur Säkularisierungsthese hat im Konzept der multip-
len Moderne Religion als unabhängige Variable ihren Platz und ist nicht schon 

10 Siehe den Beitrag von Frieder Otto Wolf, S. 42.
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vorgängig eine abhängige Variable der Moderne. Konzeptionell nimmt Religion 
dann nicht mehr eine Randstellung in der Gesellschaft ein, sondern bekommt 
wieder Platz in der Moderne. In einer multiplen Moderne gibt es unterschied-
liche Modelle des Verhältnisses von Religion, Politik und Gesellschaft. Anders 
als die Rede von der Rückkehr der Religionen, geht es um die Bedingungen, 
unter denen die Religionen in einer modernen, säkularen Gesellschaft agie-
ren. Wie pluralismusfähig sind Religionen? Sind sie in der Lage, sich einer sä-
kularen Gesellschaft und einer staatlichen Rechtsordnung zu öffnen, die sich 
dem Gebot der weltanschaulichen Neutralität verpflichtet weiß? Zu Recht 
spricht Dreier davon, dass der säkulare Staat ein »religiöser Freiheitsgewinn« 
(Dreier 2018: 9) ist. Er eröffnet allen Bürgern einen Freiheitsraum, der es er-
laubt, dass sich alle Bürgerinnen und Bürger gleichberechtigt zivilgesellschaft-
lich aktiv beteiligen und einbringen können. Religionspolitisch bedeutsam ist 
deshalb die Frage: Welche Beiträge zur Gesellschaft bringen dann der Islam 
ein, das Judentum, das Christentum und auch andere weltanschauliche Grup-
pierungen? Welche politischen Rahmenbedingungen sind nötig, dass diese Bei-
träge eingebracht werden können?

Trennung von Staat und Religionsgemeinschaften im säkularen 
Rechtsstaat: Konturen einer linken Religionspolitik

Ist mit der Anerkennung der Religionsfreiheit im Grundgesetz nicht alles Not-
wendige zum Verhältnis von Staat und Religionsgemeinschaften gesagt, so-
dass eine Religionspolitik, die sich auch als eine linke begreifen würde, eine 
unbotmäßige Einmischung des Staates in die Freiheit und Unabhängigkeit der 
Religionsgemeinschaften bedeuten würde?

Wenn Religionspolitik das Menschenrecht auf Religionsfreiheit ernst nimmt, 
dann muss sie für die Freiheit zur Religion, die Freiheit von der Religion, aber 
auch die Freiheit, Religion öffentlich zu praktizieren, Räume schaffen und si-
chern, um dieses Freiheitsrecht zu gewährleisten. 11 Das Menschenrecht auf 
Religionsfreiheit ist kein Recht nur für die Frommen, die geschützt werden 
möchten. Religionsfreiheit ist ein Freiheitsrecht aller: der LaizistInnen und der 
Frommen, der AtheistInnen und der KonvertitInnen, der SkeptikerInnen und 
der AgnostikerInnen. Religionsfreiheit schützt nicht die Institutionen der Re-
ligionen vor Kritik, sondern eröffnet einen Raum, in dem jeder nach seinen 
Überzeugungen gleichberechtigt existieren kann, damit in einer säkularen 
und religionspluralen Gesellschaft Pluralität gelebt werden kann.12 Das Men-

11 Siehe die Beiträge von Marco Schendel, S. 63, und Ármin Langer, S. 125.
12 Siehe den Beitrag von Marco Schendel, S. 63.
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schenrecht auf Religionsfreiheit ist breit verankert in der Allgemeinen Erklä-
rung der Menschenrechte der Vereinten Nationen (Art. 18), im UN-Zivilpakt 
(Art. 18) sowie in regionalen Systemen des Menschenrechts wie der Europäi-
schen Menschenrechtskonvention (Art. 9 Abs. 1). Es enthält drei Dimensio-
nen: individuelle Freiheit zum Glauben, individuelle Freiheit vom Glauben und 
die gesellschaftlich-kollektive Freiheit, den gemeinsamen Glauben öffentlich 
und sichtbar zu leben. Daraus ergeben sich spezifische Ansprüche an den Staat 
und an die Gesellschaft.

Die Trennung von Staat und Religionsgemeinschaft ist eine Forderung seit 
der Paulskirchenverfassung von 1848. Sie wurde erstmals verfassungsrechtlich 
in der Weimarer Reichsverfassung von 1919 (Art. 136) formuliert und 1949 ins 
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland (Art. 140) sowie in die Verfas-
sung der Deutschen Demokratischen Republik (Art. 43) 1949 übernommen.
Doch die Formel »Trennung von Staat und Kirche« oder »weltanschauliche 
Neutralität des Staates« gibt zunächst keine Auskunft darüber, wie diese Tren-
nung gestaltet wird: Sie kann liberal oder illiberal, dogmatisch oder freiheit-
lich, pragmatisch oder doktrinär sein (vgl. zum Folgenden in: Segbers 2016). 
Der Laizismus irrt deshalb, wenn er meint, dass die Trennungsforderung im-
mer links, aufgeklärt und liberal sei, wie der Vorfall in Frankreich zeigt, der 
im Namen des Laizismus geschah: Am Strand von Nizza wurde eine muslimi-
sche Frau von Polizisten gezwungen, ihre Jacke auszuziehen, denn diese Ver-
hüllung wäre mit dem Laizismus nicht vereinbar, da die Arme am Strand nicht 
bedeckt sein dürften. Hier zeigt sich ein illiberales freiheitsfeindliches Gesicht 
des Laizismus, der ein rigides Regime etabliert, das in Frankreich zur Staats-
doktrin geworden ist.

Das Religionsverfassungsrecht will die Freiheitsrechte der Bürgerinnen und 
Bürger sichern und deren Emanzipation von staatlicher Bevormundung ge-
währleisten. Deshalb ist es gerade auch aus linker Perspektive ein Freiheits-
recht. Das Grundgesetz hat aus der Weimarer Reichsverfassung einerseits die 
Schranke übernommen, dass die Freiheit und Selbstbestimmung der Religi-
onsgemeinschaften eine Grenze findet an der für alle geltenden Gesetze (Art. 
140 GG/Art. 137 Abs. 3 WRV). Das Menschenrecht auf religiöse Betätigung er-
öffnet einen Raum, der einem Kooperationsfeld nicht zwischen Staat und den 
Religionsgemeinschaften entgegensteht. Die deutsche Verfassungsgeschichte 
hat seit der 1848er Verfassung bis heute das Konzept einer kooperativen Tren-
nung von Staat und Religionsgemeinschaften herausgebildet.13

Die Aufgabe gerade einer emanzipatorischen, linken Religionspolitik wäre 
es, die Kooperation so weiterzuentwickeln, dass der säkulare Rechtstaat al-
len Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften gleichermaßen wirklich 

13 Siehe den Beitrag von Hans Markus Heimann, S. 113.
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gerecht werden kann, indem er Freiheitsräume sichert. Jede Privilegierung 
der beiden großen christlichen Kirchen dabei ist eine Verletzung des Rechts-
grundsatzes auf Gleichberechtigung.14 Für einen säkularen Staat, der die Re-
ligionsfreiheit ernst nimmt, stellt die Kooperation des Staates mit den Religi-
onen kein zu beseitigendes Überbleibsel vergangener Zeiten dar, das mit der 
Forderung nach der Trennung von Staat und Religionsgemeinschaften beendet 
werden müsste. Dem Verfassungsstaat obliegt es vielmehr, die Wahrnehmung 
der Menschenrechte und das der Religionsfreiheit nicht nur passiv bloß zu ge-
währleisten, sondern aktiv zu ermöglichen. Ein säkularer Staat darf sich nicht 
mit einer bestimmten religiösen oder weltanschaulichen Tradition identifizie-
ren. Dies ginge immer zulasten der Angehörigen anderer weltanschaulicher 
oder religiöser Überzeugungen. Heiner Bielefeldt qualifiziert das Verhältnis des 
Rechtstaates zur Religion als eine »respektvolle Nicht-Identifikation« (Biele-
feldt 2012: 31). Diese Trennung wie auch die weltanschauliche Neutralität des 
Staates sind kein Selbstzweck, sondern haben das Ziel, einen Raum für die Re-
ligionsfreiheit von der Religion und zur Religion zu eröffnen. Die Trennung von 
Staat und Religion schafft Freiheitsräume für beide: Der Staat ist säkular und 
die Religionen und Weltanschauungen sind frei von staatlicher Einflussnahme.

Die kooperative Verfasstheit stellt überdies ein Strukturprinzip der Demo-
kratie dar. So übernehmen die Wohlfahrtsverbände im Auftrag des Staates 
staatliche Aufgaben in der Daseinsvorsorge und führen sie selbstverantwort-
lich aus.15 In der Selbstverwaltung organisieren Arbeitgeberverbände und Ge-
werkschaften mit dem Staat drittelparitätisch die Sozialversicherungen. Au-
tonom ausgehandelte Tarifverträge entfalten eine normative Wirkung. Vor 
diesem Hintergrund ist schwerlich einzusehen, warum gerade die Koopera-
tion des Staates und der Religionsgemeinschaften verfassungsrechtlich nicht 
bestehen sollte.

Der entscheidende Punkt ist, dass die Trennung von Religion, Weltanschau-
ung und Staat eine beiderseitige Freiheit konstituiert, die jedoch keinesfalls 
eine Kooperation ausschließt. Es geht um eine kooperative Beziehung zwischen 
dem Staat und den Religionsgemeinschaften auf der Grundlage der Trennung 
von Kirchen und Religionen sowie dem Staat. Das Bundesverfassungsgericht 
hat diese verfassungsrechtliche Bestimmung des Verhältnisses von Religion, 
Weltanschauung und Staat als eine »fördernde und wohlwollende Neutralität 
gegenüber den unterschiedlichen religiösen und weltanschaulichen Richtun-
gen« (Bundesverfassungsgericht: Beschluss vom 27. Januar 2015, 1 BvR 471/10) 
bestimmt. Eine solche vom Menschenrecht auf Religionsfreiheit her entwi-
ckelte Säkularität des Rechtsstaates widerspricht deshalb einer von Staats we-

14 Siehe den Beitrag von Karl-Helmut Lechner, S. 74.
15 Siehe die Beiträge von Norbert Wohlfahrt, S. 196, u. Erhard Schleitzer, S. 202.
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gen betriebenen Privatisierung des Religiösen. »Die dem Staat gebotene welt-
anschaulich-religiöse Neutralität ist nicht«, so das Bundesverfassungsgericht, 
»als eine distanzierende im Sinne einer strikten Trennung von Staat und Kir-
che zu verstehen, sondern als eine offene und übergreifende, die Glaubens-
freiheit für alle Bekenntnisse gleichermaßen fördernde Haltung« (ebd.: BvR 
471/10, 1 BvR 1181/10). Die kooperative Beziehung begründet einen Anspruch 
auf gleichberechtigte Förderung christlicher, jüdischer, islamischer und ande-
rer Religionen wie auch atheistischer, agnostischer Weltanschauungen. Kern-
element der kooperativen Trennung ist, dass den Religions- und Weltanschau-
ungsgemeinschaften jede institutionelle Teilhabe oder Verfügungsmacht im 
staatlichen Bereich verwehrt ist; andererseits aber ist auch eine Beteiligung 
an der Gestaltung der gesellschaftlichen Ordnung keineswegs versagt. Zur 
Weiterentwicklung einer kooperativen Beziehung gehört deshalb eine kon-
sequente Entflechtung von Religionsgemeinschaften und Staat. Ob die Reli-
gionsgemeinschaften sich auf das Angebot des Staates einlassen, müssen sie 
aus ihrem Selbstverständnis aus selbst entscheiden. Wenn die Kirchen aller-
dings für sich Privilegien und besondere Rechtspositionen beanspruchen, die 
religiösen oder weltanschaulichen Minderheiten vorenthalten werden, dann 
ist dies mit der gegenwärtigen Verfassung nicht zu legitimieren. Diese Verlet-
zung der Verfassung hat eine linke Kritik aufzugreifen.

Kapitalismuskritik als Religionskritik

Für das kritische Potenzial einer linken Religionspolitik ist von Marx zu ler-
nen: Religionskritik zielt auf das widersprüchliche Verhältnis von Religion zu 
einer verkehrten Welt. Für Marx ist Religion in einem »Ausdruck des wirkli-
chen Elends und in einem die Protestation gegen das wirkliche Elend« (MEW 
1: 378). Aber die Protestation ohne kritische Analyse kann nur illusionäre Lö-
sungen hervorbringen; sie lähmt und betäubt. Wenn Religion »Protestation« 
ohne kritische Analyse ist, ist sie »das Opium des Volks« (ebd.). Dann aber 
muss auch umgekehrt gelten: Wenn Religion oder religiös motivierte Bewegun-
gen mit einer kritischen Analyse einhergehen, dann ist sie kein Opium mehr.

Die Marxsche Religionskritik geht über die Feuerbachsche Religionskritik hi-
naus und konzentriert sich auf die Analyse der »Wahrheit des Diesseits« (MEW 
1: 379). »Die Kritik des Himmels verwandelt sich damit in die Kritik der Erde, 
die Kritik der Religion in die Kritik des Rechts, die Kritik der Theologie in die Kri-
tik der Politik.« (Ebd.) Für eine linke Religionspolitik bedeutet dies, nicht bei 
der Kritik der Herrschaft der Religionen in der Gesellschaft stehen zu bleiben, 
sondern mit Marx den Gegenstand der Religionskritik nicht allein auf die her-
kömmlichen Religionen und Kirchen zu beziehen (Meves 2018). Wenn Marx 
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den religionswissenschaftlichen Begriff des Fetischs als zentrale Kategorie sei-
ner Kapitalismuskritik aufgreift, um die Unterwerfung des Menschen und die 
Verehrung des Kapitals auf den Begriff zu bringen, dann wird Religionskritik zur 
Kapitalismuskritik (Segbers 1999: 286ff.).16 Die sich säkular verstehende Mo-
derne hat die Welt zwar entzaubert, doch nur um Platz für einen neuen Wa-
ren - und Geldfetisch zu machen. (Ramminger 2018: 170-181) Die Säkularität 
des Kapitalismus nicht zu glauben, ist Gegenstand einer theologisch-ökonomi-
schen Aufklärung. Denn der Kapitalismus selbst ist für Marx voll von »meta-
physischen Spitzfindigkeiten und theologischen Mucken« (MEW 23: 85). Das 
vermeintlich säkularisierte Europa ist nicht frei von einer kultischen Vereh-
rung von Fetischen. Es hat einen »Gott der Waren« (MEW 42: 148). Eine solche 
Kapitalismuskritik ist näher bei Marx und seinem Emanzipationsanliegen als 
manche Religionskritiker, die ihre Religionskritik auf Kirchenkritik fokussieren.

Aufgabe linker Religionspolitik besteht mit Marx darin, die »Kritik des Him-
mels« in eine »Kritik der Erde« (MEW 1: 379) zu verwandeln. Dann aber sind 
auch nicht die etablierten Religionsgemeinschaften das isolierte Objekt, son-
dern linke Religionspolitik muss ihr kritisches Potenzial auf die Kritik und Ana-
lyse der Hegemoniekräfte beziehen, welche die bestehende Ordnung stützen 
und die Klassengegensätze verschleiern (Hinkelammert 2018). Auch die Reli-
gions- und Weltanschauungsgemeinschaften sind ein Feld dieser kulturellen 
Auseinandersetzung um Hegemonie. Die Bewegung zur Emanzipation findet 
überall in der Gesellschaft als ein politischer, kultureller und sozialer Kampf 
statt. Die politische, kulturelle und soziale Linke muss sich diesen emanzipato-
rischen Impetus der Marxschen Religionskritik wieder aneignen, wenn sie sich 
als unentbehrliche Produktivkraft für die Veränderung der Gesellschaft in die 
heftigen Widersprüche und Kontroversen erweisen will. Deshalb sind auch die 
Religionen ein umkämpfter Ort beim Unterfangen, »alle Verhältnisse umzu-
werfen, in denen der Mensch ein geknechtetes, ein verlassenes, ein verächt-
liches Wesen ist« (MEW 1: 385). Damit wird ein Maßstab von Gesellschafts-
veränderung formuliert, der für die Linke bis heute seine Gültigkeit behalten 
sollte und eine Grundlage für die Allianz von säkular oder religiös motivierten 
Emanzipationsbewegungen bildet.

16 Siehe den Beitrag von Franz Segbers, S. 136.
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